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TOP 2a der 1068. Sitzung des Bundesrates am 25. September 2025 
 
Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2027 (Haushaltsgesetz 2027 - HG 2027) 
BR-Drucksache 450/26 
 
 
Die Länder Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und 
Thüringen begrüßen die mit dem Länder- und Kommunalentlastungsgesetz vom 24. Juli 2026 
(BGBl. I Nr. 227) umgesetzte Anhebung des Bundesanteils an den Erstattungen an die 
Deutsche Rentenversicherung für die Aufwendungen aus den Zusatzversorgungssystemen 
der DDR nach dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz (AAÜG). Die Erhöhung 
des Anteils von 50 % auf 60 % ist ein wichtiger nächster Schritt hin zu einer vollständigen 
Übernahme der sich aus dem AAÜG ergebenden Lasten. Sie darf deshalb weder bis zum Jahr 
2029 befristet bleiben noch das Ende der Entlastung sein. Die Länder Sachsen-Anhalt, 
Brandenburg, Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Thüringen halten an ihrer Bitte 
an den Bund fest, einen konkreten Stufenplan bis zur vollständigen Übernahme der AAÜG-
Lasten vorzulegen. 




